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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 13b des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.November 2017 (BGBI. I S. 3634) und § 4 Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23.Februar 2017 (GBl. S. 
99,100) in Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der 
Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), geändert durch Artikel durch Gesetz vom 18. Juli 
2019 (GBl. S. 313). Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche bau-
polizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Heidackerweg-Nord“ 
 Planungsrechtliche Festsetzungen 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) - § 4 BauNVO. Die Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO werden 
gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Plan 

a) Grundflächenzahl (§ 16 (2) Nr.1 BauNVO + § 19 BauNVO) 

b) Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) Nr. 4 BauNVO + § 18 BauNVO) (vgl. Schemaschnitt) 

- bei Satteldach (SD), versetztem Satteldach (vSD), Walmdach (WD), Zeltdach (ZD) 
Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dach/Dachfirst) ist in Meter über Nor-
malnull als Höchstmaß festgesetzt (HGP). 

- bei Pultdach (PD) Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dachhaut) muss 
mindestens 1 m unter der im Plan als höchstem Gebäudepunkt (HGP) festgesetzten Hö-
he liegen.  

 

 

c) Zahl der Vollgeschosse (§ 16 (2) Nr. 3 BauNVO + § 20 BauNVO) (vgl. Planeinschrieb) 
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1.3 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 BauNVO) 

Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) der Hauptgebäude ist im Bebauungsplan als Normal-
nullhöhe (m üNN) als Höchstmaß festgesetzt. Abweichungen +/- 50 cm sind zulässig. 

1.4 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
Längsachsen der Gebäude parallel zu den Richtungspfeilen im Plan. 

1.5 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

a)  besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. Zugelassen sind Einzel- und 
Doppelhäuser mit einer Gesamtlänge von höchstens 16 m und seitlichen Grenzabstän-
den im Sinne der offenen Bauweise (b1). 

b)  besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. Zugelassen sind Einzel- und 
Doppelhäuser mit einer Gesamtlänge von höchstens 20 m und seitlichen Grenzabstän-
den im Sinne der offenen Bauweise (b2). 

1.6 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 

Die zulässige Zahl der Wohnungen ist begrenzt auf zwei bzw. vier Wohnungen im Einzel-
haus und zwei Wohnungen je Doppelhaushälfte (vgl. Planeinschrieb).  

1.7 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

1. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt.  

2. Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen mit untergeordneten Bauteilen und 
Vorbauten im Sinne des § 5 (6) LBO um bis zu 1,5 m sind zulässig. Überschreitungen der 
festgesetzten Baugrenzen mit Terrassen sind ebenfalls zulässig. Der Abstand zur öffent-
lichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.8 Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 
14 und § 23 BauNVO) 

a) Garagen - eingeschossig - sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und 
auf den dafür vorgesehenen Flächen (Ga) zulässig. Sie können ausnahmsweise auf den 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen werden. Offene Stellplätze und Car-
ports sind - im Anschluss an die öffentliche Verkehrsfläche - allgemein außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.  

Von befestigten öffentlichen Verkehrsflächen und Feldwegen müssen mit seitlichen oder 
hinteren Außenwänden Abstände von mindesten 0,5 m eingehalten werden. Der Ein- und 
Ausfahrtsbereich von freistehenden Garagen muss mindestens 5,0 m, der von überdach-
ten Stellplätzen (Carports) ohne geschlossene Außenwände mind. 1,0 m Abstand zur öf-
fentlichen Verkehrsfläche einhalten. Bei der Verwendung von elektrischen Garagentoren 
(Funksteuerung) ist eine Reduzierung des Abstands auf bis zu 3 m zulässig. 

b) Nebenanlagen in Form von Gebäuden im Sinne des § 2 (2) LBO sind bis zu einer Größe 
von max. 30m³ auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Ihre Anzahl ist 
auf ein (1) Nebengebäude pro Baugrundstück beschränkt. Von öffentlichen Verkehrsflä-
chen muss ein Abstand von mind. 2,0 m eingehalten werden. 

1.9 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 (1) Nr. 10 BauGB) 

Die in der Planzeichnung als Landwirtschaftliche Schutzfläche gekennzeichneten Flächen 
sind von Gehölzen, Einfriedigungen und sonstigen baulichen Anlagen freizuhalten. 

1.10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und   
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig erfol-
gen (Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). Wasserundurchlässiges 
Pflastermaterial ist unzulässig. 

b) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigung ist bei allen Baumaßnahmen 
der Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

c) Zur Minimierung baubedingter Bodenverdichtungen sind die verdichteten Bereiche nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wirkungsvoll zu lockern. 
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d) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwen-
den. 

e) Auf der als Fläche für Maßnahmen nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB - Gewässerrandstreifen - 
festgelegten Fläche sind folgende Bestimmungen zu beachten: 

Nach § 38 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dient der Gewässerrandstreifen der 
Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer. Die-
ser umfasst nach § 38 Abs. 2 WHG das Ufer und den Bereich, der an das Gewässer 
landseits der Linie des Mittelwasserstandes grenzt. Bemessen wird der Gewässerrand-
streifen ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter bö-
schungsoberkante ab dieser. Nach § 29 Abs. 1 Wassergesetz für Baden-Württemberg 
(WG) ist der Gewässerrandstreifen im Innenbereich fünf Meter breit.  

Die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen im Gewässerrandstreifen ist nach § 
29 Abs. 3 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) verboten. 

Im Gewässerrandstreifen ist das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträu-
chern, sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern 
laut § 38 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) verboten. In den Gewässerrandstreifen 
sind Bäume und Sträucher laut § 29 Abs. 2 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) 
zu erhalten, soweit die Beseitigung nicht für den Ausbau oder die Unterhaltung der Ge-
wässer, zur Pflege des Bestandes oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist. 

Des Weiteren untersagt sind der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht 
nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen. Nach § 29 Abs. 3 Wassergesetz für Ba-
den-Württemberg (WG) ist der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln in einem Bereich von fünf Metern verboten. Hiervon ausgenommen sind 
Wundverschlussmittel zur Baumpflege und Wildbissschutzmittel. 

f) Schutz von Einzelbäumen vor möglichen baubedingten Beeinträchtigungen Die 
nicht vorhabensbedingt in Anspruch genommenen Gehölzbestände sind vor baubeding-
ten Beeinträchtigungen zu schützen und zu erhalten.  

g) Festlegung Rodungszeitraum: Eine Rodung der nicht zu erhaltenden Gehölze im Un-
tersuchungsgebiet ist nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis einschließlich 28. Februar zu-
lässig (außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten und der Aktivitätsphasen von Fleder-
mausarten).  

h) Festlegung des Zeitraums der Abbrucharbeiten: Der Abbruch der Gebäude ist nur im 
Zeitraum vom 01. November bis einschließlich 28. Februar zulässig (außerhalb der Brut-
zeit der Vogelarten und der Aktivitätsphasen von Fledermäusen). Dabei sind Fassaden-
teile, Dachabdeckungen und Mauern vorsichtig abzutragen.  

i) Umweltbaubegleitung vor Beginn von Sanierungs- bzw. Abbrucharbeiten: Die Ge-
bäude sind im Zuge von Sanierungs- bzw. Abbrucharbeiten auf eine Belegung durch Fle-
dermäuse und Gebäudebrüter hin zu untersuchen, um sicherzustellen, dass keine beleg-
ten Quartiere vorhanden sind. Hierfür wird sichergestellt, dass die Gebäude zugänglich 
sind.  

j) Umhängung Nistkästen: Die vorhandenen Nistkästen, die an von Fällarbeiten betroffe-
nen Bäumen hängen, sind zu säubern und an anderer Stelle im näheren Umfeld (Bäume 
auf dem Flst. Nr. 697) wieder aufzuhängen. Ist der Zustand der Nistkästen marode wer-
den sie durch einen gleichwertigen Kasten ersetzt.  

k) Vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF 1: Anbringen von Nistkästen für Baumhöh-
lenbrüter. (vgl. Anlage der Begründung, Artenschutzrechtliche Maßnahmen, S. 3, 2.2.1) 

l) Vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF 2: Anbringen von Nistkästen für Gebäude-
brüter. (vgl. Anlage der Begründung, Artenschutzrechtliche Maßnahmen, S. 5, 2.2.2) 

m) Vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF 3: Errichtung von Fledermausquartieren - 
Spaltenquartieren (vgl. Anlage der Begründung, Artenschutzrechtliche Maßnahmen, S. 6, 
2.2.3) 
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n) Vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF 4: Wiederherstellung und extensive Bewirt-
schaftung von Streuobstwiesen (vgl. Anlage der Begründung, Artenschutzrechtliche 
Maßnahmen, S. 8, 2.2.4) 

o) Vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme CEF 5: Anbringen von Nistkörben - Mäusebus-
sard (vgl. Anlage der Begründung, Artenschutzrechtliche Maßnahmen, S. 11, 2.2.5) 

1.11 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Stel-

len sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu unter-
halten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. (Artenempfehlung siehe 1.11 c). 

b) Flächiger Pflanzzwang (PZ): Die mit Pflanzzwang belegten Flächen sind durchgehend mit 
heimischen, standortgerechten, Obst- und/oder Laubbäumen und Laubsträuchern zu be-
pflanzen. Je angefangene 75 m² zu bepflanzender Fläche je Baugrundstück sind mindes-
tens ein regionaltypischer Obsthochstamm, alternativ ein kleinkroniger heimischer Laub-
baum mit einem Stammumfang von 16-18 cm, gemessen in 1 m Höhe, 3 x verpflanzt mit 
Ballen und zwei Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu sichern. Bei Strauchpflanzungen 
sind 2 x verpflanzte Gehölze mit Ballen mit einer Höhe von 100-150 cm zu verwenden. 
Abgängige Bäume und Sträucher sind durch gleichwertige Nachpflanzungen zu ersetzen. 
(Artenempfehlung siehe 1.11 c). 

c) Artenempfehlung zum Pflanzzwang: Bäume, 4 x verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 16-
18 bzw. 18-20 (Sortenauswahl ist möglich): Bergahorn - Acer pseudoplatanus, Birne - 
Pyrus communis, Eisbeere - Sorbus torminalis, Feldahorn - Acer campestre, Gewöhnli-
che Traubenkirsche - Prunus padus, Hainbuche - Carpinus betulus, Speierling - Sorbus 
domestica, Spitzahorn - Acer platanoides, Vogelbeere - Sorbus aucuparia, Vogel-Kirsche 
- Prunus avium, Winterlinde - Tilia cordata, heimische Obstbäume. Sträucher, 2 x ver-
pflanzt mit Ballen, Höhe 40 -60 cm /100 - 150 cm: Echte Hunds-Rose - Rosa canina, Ha-
selnuss - Corylus avellana, Heckenkirsche - Lonicera xylosteum, Gewöhnlicher Liguster - 
Ligustrum vulgare, Gewöhnliches Pfaffenhütchen - Euonymus europaeus, Gemeiner 
Schneeball - Viburnum opulus, Roter Hartriegel - Cornus sanguinea, Schwarzer Holunder 
- Sambucus nigra, Trauben-Holunder - Sambucus racemosa, Wolliger Schneeball - 
Viburnum lantana, Wein-Rose - Rosa rubiginosa. 

1.12 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur Her-
stellung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 

a) Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen angren-
zenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenzen auf 
einer Breite von ca. 25 cm erforderlich und ohne Entschädigung zu dulden. (Hinterbeton 
von Randsteinen und Rabatten).  

b) Aufschüttungen und Abgrabungen sind, soweit sie zur Herstellung des Straßenkörpers 
erforderlich sind, auf den Baugrundstücken ohne Entschädigung zu dulden. 

 
 
Hinweise: 
 
a) Im Plangebiet können Funde im Sinne von § 20 Denkmalschutzgesetz zutage treten, bei 

denen es sich um meldepflichtige Kulturdenkmale nach § 2 DSchG handelt. Dem Regie-
rungspräsidium ist Gelegenheit zu geben, vor jeglichen Erdbewegungsarbeiten archäolo-
gische Untersuchungen durchzuführen. 

b) Die Inhalte des Merkblattes „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ des Landratsamtes 
Rems-Murr-Kreis sind bei allen Erdarbeiten zu beachten (Download unter www.rems-
murr-kreis.de ► Landratsamt Politik ► Bürgerservice ► Online-Service ► Formulare ► 
Umweltschutz). 

c) Beim Bau und Betrieb von Zisternen ist das Merkblattes „Speicherung von Regenwasser 
für Brauchwasserzwecke“ des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis sind bei allen Erdarbeiten 
zu beachten (Download unter www.rems-murr-kreis.de ► Landratsamt Politik ► Bür-
gerservice ► Online-Service ► Formulare ► Umweltschutz). 
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d) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das Anbrin-
gen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuch-
tung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und 
Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu dulden haben. 

e) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 37 (4) 
WG). Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Un-
tergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser er-
schlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzu-
stellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 37 (4) WG). 

f) Auf Grundlage der geologischen Untergrundverhältnisse werden den Bauherren objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen gem. DIN 4020 empfohlen.  

g) Da von dem Vorhabenbereich das Gewässer II. Ordnung NN-LP3 tangiert wird, sind die 
Vorgaben des Gewässerrandstreifens zu beachten. Nach § 38 Abs. 1 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) dient der Gewässerrandstreifen der Erhaltung und Verbesserung der öko-
logischen Funktionen oberirdischer Gewässer.  

Dieser umfasst nach § 38 Abs. 2 WHG das Ufer und den Bereich, der an das Gewässer 
landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Bemessen wird der Gewässerrand-
streifen ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Bö-
schungsoberkante ab dieser. Nach § 29 Abs. 1 Wassergesetz für Baden-Württemberg 
(WG) ist der Gewässerrandstreifen im Innenbereich fünf Meter breit.  

Die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen im Gewässerrandstreifen ist nach § 
29 Abs. 3 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) verboten.  

Im Gewässerrandstreifen ist das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträu-
chern, sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern 
laut § 38 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) verboten. In den Gewässerrandstreifen 
sind Bäume und Sträucher laut § 29 Abs. 2 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) 
zu erhalten, soweit die Beseitigung nicht für den Ausbau oder die Unterhaltung der Ge-
wässer, zur Pflege des Bestandes oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist.  

Des Weiteren untersagt sind der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht 
nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen. Nach § 29 Abs. 3 Wassergesetz für Baden-
Württemberg (WG) ist der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln in einem Bereich von fünf Metern verboten. Hiervon ausgenommen sind Wundver-
schlussmittel zur Baumpflege und Wildbissschutzmittel.  

h) Angrenzend an das Plangebiet befindet sich ein landwirtschaftlicher Betrieb und landwirt-
schaftlich genutzte Fläche. Durch die damit verbundenen Emissionen von Gerüchen, 
Lärm und Staub ist mit Beeinträchtigungen der Wohnnutzung, auch an Sonn- und Feier-
tagen und in der Nacht zu rechnen. 
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2.Örtliche Bauvorschriften                                        
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Heidackerweg-Nord“ 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung: 
Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Entsprechend Planeintrag. Bei Doppel-
haushälften ist die Dachneigung einheitlich zu wählen. 

 Garagen und Carports: Es sind ausschließlich extensiv begrünte Flachdächer zulässig. 

Von den Festsetzungen ausgenommen sind untergeordnete Dachflächen, wie z.B. Dach-
terrassen bei Staffelgeschossen, Dachaufbauten. 

b) Farbgebung der Dächer der Hauptgebäude: Die geneigten Dachflächen sind mit klein-
formatigen (Ziegelgröße), naturroten bis rotbraunen oder anthrazitfarbenen Dachde-
ckungselementen einzudecken oder zu begrünen. Photovoltaik-Anlagen sind allgemein 
zulässig. Bei Doppelhaushälften und Hausgruppen ist die Farbgebung der Dächer ein-
heitlich zu wählen. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen.  

c) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. 

2.2 Einfriedungen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Einfriedungen 

Als Einfriedungen sind Hecken aus heimischen Sträuchern (z.B. Wildrose, Holunder, Hasel, 
Liguster, Schneeball, Hartriegel, Hainbuche), Holzzäune oder Mauern zulässig. Drahtzäune 
sind nur in Verbindung mit Naturhecken zulässig. 

Zulässige Höhen der Einfriedungen: 

- lebende Einfriedungen (Hecken): max. 1,5 m 
- Holzzäune:       max. 1,2 m 
- massive Einfriedungen (Mauern): max. 0,5 m, geländebedingte Stützmauern sind bis 

maximal 1,5 m zulässig, verbleibende Höhenunterschiede sind abzuböschen. 

Von befahrbaren Verkehrsflächen ist mit Einfriedungen und Stützmauern ein Grenzabstand 
von mindestens 0,5 m einzuhalten.  

2.3 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücksteile (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
Nicht überbaute Grundstücksflächen, die nicht als Zufahrten, Stellflächen, Fahrgassen, Feu-
erwehraufstellflächen und Wege benötigt werden, sind zu begrünen, gärtnerisch anzulegen, 
zu gestalten, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

Kies-, Schotter- und Steingärten sowie Kunstrasenflächen sind unzulässig. 

2.4 Antennenanlagen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Je Gebäude ist max. 1 Außenantenne und 1 Parabolantenne zulässig. 

2.5 Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 
Abweichend von § 37 (1) LBO wird die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen in Abhängig-
keit von der Wohnungsgröße wie folgt festgesetzt: 

a) bei einer Wohnfläche bis zu 40 m²   1 Stellplatz je Wohnung 

b) zwischen 40 und 70 m²      1,5 Stellplätze je Wohnung 

c)  bei Wohnungen über 70 m²     2 Stellplätze je Wohnung 

Halbe Stellplätze sind im Gesamtergebnis aufzurunden. 

Innerhalb der Stauraumflächen vor den Garagen bzw. Carports können keine baurechtlich 
anrechenbaren Stellplätze nachgewiesen bzw. ausgewiesen werden.  
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2.6 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser (§ 
74 Abs. 3, Nr. 2 LBO) 

Dachwasser ist getrennt vom häuslichen Abwasser in Zisternen zu erfassen und gedrosselt 
dem Abfluss zuzuleiten. Hierbei ist die DIN 1988 zu beachten. Die Zisternen sind mit einem 
Retentionsvolumen von mind. 2,0 m³/100 m² angeschlossener Dachfläche und einem Dros-
selabfluss von mind. 0,15l/s/100 m² angeschlossener Dachfläche herzustellen.  

 

 

  


